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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

§ 129a des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 
zuletzt durch Gesetz vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1125) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Absätze 1 bis 9 werden durch die folgenden Absätze 1 bis 4 

ersetzt:
„(1) Bestehen Schülerinnen und Schüler die im Schuljahr 

2021/2022 durchgeführte Abiturprüfung nicht, können sie diese 
wiederholen, ohne dass diese Wiederholung auf die Höchstver-
weildauer gemäß § 28 Absatz 1 Satz 3 und 4 und auf die Anzahl 
von zulässigen Wiederholungen gemäß § 60 Absatz 2 Satz 3 und 
4 angerechnet wird. Satz 1 gilt für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler entsprechend. Eine Wiederholung gemäß Satz 1 ist für 
Schülerinnen und Schüler ausgeschlossen, die im Schuljahr 
2020/2021 das Recht auf Wiederholung gemäß § 129a Absatz 7 
in der bis zum 31. Juli 2021 geltenden Fassung oder das Recht 
auf Rücktritt gemäß § 129a Absatz 8 in der bis zum 31. Juli 2021 
geltenden Fassung in Anspruch genommen haben. Für Nicht-
schülerinnen und Nichtschüler, die im Schuljahr 2020/2021 das 
Recht auf Wiederholung gemäß § 129a Absatz 7 in der bis zum 
31. Juli 2021 geltenden Fassung in Anspruch genommen haben, 
ist eine Wiederholung nach Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 aus-
geschlossen. Der Antrag ist schriftlich bei der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zu stellen.

(2) Schülerinnen und Schüler, die sich im Schuljahr 2021/2022 
in der Qualifikationsphase befinden, können im Schuljahr 
2021/2022 auf Antrag mit Zustimmung der Erziehungsberech-
tigten in den folgenden Schülerjahrgang zurücktreten. Ein Rück-
tritt gemäß Satz 1 ist für Schülerinnen und Schüler ausgeschlos-
sen, die im Schuljahr 2020/2021 das Recht auf Wiederholung 
gemäß § 129a Absatz 7 in der bis zum 31. Juli 2021 geltenden 
Fassung oder das Recht auf Rücktritt gemäß § 129a Absatz 8 in 
der bis zum 31. Juli 2021 geltenden Fassung in Anspruch ge-
nommen haben. Der durch den Rücktritt verlängerte Besuch der 
gymnasialen Oberstufe wird nicht auf die zulässige Höchstver-
weildauer gemäß § 28 Absatz 1 Satz 3 und 4 sowie gemäß § 2 
Absatz 5 der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe vom 
18. April 2007 (GVBl. S. 156), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 17. Dezember 2021 (GVBl. S. 1390) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und § 2 Absatz 5 

der Verordnung über die staatlichen Kollegs und Abendgymna-
sien des Landes Berlin vom 11. Februar 2010 (GVBl. S. 88), die 
zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 17. Dezember 2021 
(GVBl. S. 1390) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, angerechnet und ergänzt das Rücktrittsrecht gemäß 
§ 27 Absatz 1 und § 35 Absatz 1 und 2 der Verordnung über die 
gymnasiale Oberstufe und gemäß § 28 Absatz 2 bis 4, § 30 Ab-
satz 3, § 36 Absatz 1 und § 37 Absatz 2 der Verordnung über die 
staatlichen Kollegs und Abendgymnasien, das unberührt bleibt. 
Der Antrag ist schriftlich bei der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter zu stellen.

(3) Bestehen Schülerinnen und Schüler sowie Studierende die 
im Schuljahr 2021/2022 durchgeführte Abschlussprüfung der 
Fachschulen, der Berufsfachschulen in Bildungsgängen mit 
schulischer Abschlussprüfung, der Fachoberschulen oder der 
Berufsoberschulen oder die Zusatzprüfung zum Erwerb der 
Fachhochschulreife nicht, können sie diese wiederholen, ohne 
dass diese Wiederholung auf die Anzahl von zulässigen Wieder-
holungen gemäß § 60 Absatz 2 Satz 3 und 4 angerechnet wird. 
Satz 1 gilt für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entspre-
chend. Satz 1 gilt nicht für Schülerinnen und Schüler der Berufs-
fachschulen für Altenpflege. Eine Wiederholung gemäß Satz 1 
ist für Schülerinnen und Schüler sowie Studierende ausge-
schlossen, die im Schuljahr 2020/2021 das Recht auf Zurück-
stellung von der Prüfung gemäß § 9a der Berufliche-Schu-
len-COVID-19-Verordnung 2020/2021 vom 7. Januar 2021 
(GVBl. S. 6), die durch Verordnung vom 25. März 2021 (GVBl. 
S. 310) geändert worden ist, in Anspruch genommen haben. Der 
Antrag ist schriftlich bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
zu stellen.

(4) Schülerinnen und Schüler, die sich im Schuljahr 2021/2022 
im zweiten Jahr eines dreijährigen Bildungsgangs einer berufli-
chen Schule oder im dritten Jahr eines vierjährigen Bildungs-
gangs einer beruflichen Schule befinden, können im Schuljahr 
2021/2022 auf Antrag der volljährigen Schülerinnen und Schü-
ler oder der Erziehungsberechtigten in den folgenden Jahrgang 
zurücktreten. Satz 1 gilt für Studierende der Fachschulen mit der 
Maßgabe, dass diese in das folgende Semester zurücktreten. Der 
durch den Rücktritt verlängerte Besuch des Bildungsgangs wird 
nicht auf die Anzahl von zulässigen Wiederholungen oder Rück-
tritten gemäß § 59 Absatz 4 sowie gemäß § 12 Absatz 4 der Be-
rufsfachschulverordnung vom 14. Juli 2009 (GVBl. S. 327), die 
zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 28. Dezember 2021 

Gesetz
zur Anpassung schulrechtlicher Regelungen 

im Rahmen der SARS-CoV-2-Pandemie im Schuljahr 2021/2022
Vom 31. März 2022
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(GVBl. 2022 S. 2) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, § 11 Absatz 4 der Sozialpädagogikverordnung vom  
13. Juni 2016, die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
28. Dezember 2021 (GVBl. 2022 S. 2) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, § 17 Absatz 5 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule 
für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für  
Familienpflege im Land Berlin vom 14. Oktober 2008 (GVBl. 
S. 318), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. De-
zember 2021 (GVBl. 2022 S. 2) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung, und § 8 Absatz 4 der Fachschulver-
ordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft vom 30. April 
2014 (GVBl. S. 125), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung 
vom 28. Dezember 2021 (GVBl. 2022 S. 2) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, angerechnet. Satz 1 gilt nicht 
für Schülerinnen und Schüler der Berufsfachschulen für Alten-
pflege sowie Schülerinnen und Schüler, die sich in einer dualen 
Ausbildung befinden. Der Antrag ist schriftlich bei der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter zu stellen.“

2. Absatz 10 wird Absatz 5.
3. Nach dem neuen Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und 
des mittleren Schulabschlusses gilt im Schuljahr 2021/2022 
§ 21 Absatz 2 Satz 2 mit den folgenden Maßgaben: Das Ab-
schlussverfahren setzt sich aus den schulischen Bewertungen 
der Jahrgangsstufe und dem Ergebnis der Präsentationsprü-
fung zusammen. Für den Erwerb der erweiterten Berufsbil-

dungsreife und des mittleren Schulabschlusses an beruflichen 
Schulen, die nicht vom Geltungsbereich der Verordnung über 
die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung vom 22. Juli 
2019 (GVBl. S. 479), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 
21. September 2021 (GVBl. S. 1181) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung erfasst sind, gelten die bisherigen 
Regelungen für den Bildungsgang auch für die Abschlussver-
fahren im Schuljahr 2021/2022 fort. Satz 1 gilt nicht für die 
Prüfungen für Nichtschülerinnen und Nichtschüler nach Teil 5 
der Zweiter Bildungsweg-Lehrgangs-Verordnung, der unbe-
rührt bleibt.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 1 und 2 tritt mit Wirkung vom 1. August 2021 in 
Kraft.

Berlin, den 31. März 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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Gesetz
zum Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag

Vom 31. März 2022

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung zu dem Staatsvertrag

Dem von den Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vom 14. bis 27. Dezember 2021 unterzeichneten Zweiten 
Medienänderungsstaatsvertrag wird zugestimmt. Der Staatsver-
trag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 außer Kraft, falls der 
Zweite Medienänderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 3 Ab-
satz 2 Satz 2 gegenstandslos wird. Das Außerkrafttreten wird bis 
spätestens 1. Februar 2023 im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin bekannt gemacht.

Berlin, den 31. März 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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aa) In Buchstabe b wird das Wort „sendungsbezogener“ 
durch das Wort „programmbezogener“ ersetzt.

bb) In Buchstabe c wird das Wort „sendungsbezogenen“ 
durch das Wort „programmbezogenen“ ersetzt.

b) In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „gilt dieser Staatsver-
trag“ durch das Wort „gelten“ ersetzt und nach dem Wort 
„Benutzeroberflächen“ die Wörter „die besonderen Bestim-
mungen des 2. und 3. Unterabschnitts des V. Abschnitts“ 
eingefügt.

c) Absatz 9 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Sie übermitteln die Liste an die nach § 111a zuständigen 
Behörden.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Angabe „§ 3 Nr. 24“ durch die 

Angabe „§ 3 Nr. 61“ ersetzt, die Wörter „über Telekommu-
nikationsnetze“ gestrichen und die Angabe „§ 3 Nr. 25“ 
durch die Angabe „§ 3 Nr. 63“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 15 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden 

die Wörter „die textlich, bildlich oder akustisch vermit-
telte“ durch die Wörter „ein Telemedium, das eine text-
liche, bildliche oder akustische“ ersetzt und nach dem 
Wort „Medienplattformen“ das Wort „vermittelt“ einge-
fügt.

bb) In Nummer 29 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

cc) Folgende Nummern 30 und 31 werden angefügt:
„30.  ein barrierefreies Angebot ein Angebot, das für 

Menschen mit Behinderungen in der allgemein üb-
lichen Weise, bei Nutzung behinderungsbedingt not-
wendiger Hilfsmittel, nach dem jeweiligen Stand 
der Technik ohne besondere Erschwernis und mög-
lichst ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und 
nutzbar ist,

31.  ein Dienst, der den Zugang zu audiovisuellen Me-
diendiensten ermöglicht, ein Telemedium, das ge-
nutzt wird, um Fernsehprogramme und fernsehähn-
liche Telemedien sowie alle bereitgestellten Funk-
tionen, die auf die Umsetzung von Maßnahmen 
zurückgehen, die getroffen werden, um diese Ange-
bote nach den §§ 7 und 76 zugänglich zu machen, zu 
ermitteln, auszuwählen, Informationen darüber zu 
erhalten und diese Angebote anzusehen; einschließ-
lich elektronischer Programmführer.“

4. In § 3 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Wörter „und 
dürfen dem Abbau von Diskriminierungen gegenüber Menschen 
mit Behinderungen nicht entgegenstehen.“ ersetzt.

5. In § 4 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „EG-Verbraucherschutz-
durchsetzungsgesetzes“ durch das Wort „EU-Verbraucher-
schutzdurchführungsgesetzes“ ersetzt und werden die Wörter 
„des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audio-
visueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Me-
diendienste) (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1),“ gestrichen.

6. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wörter  

„ , wobei den Belangen von Menschen mit unterschied-
lichen Behinderungen Rechnung zu tragen ist.“ ersetzt.

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 
über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienst-
leistungen, nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des Medienstaatsvertrages

Der Medienstaatsvertrag vom 14. bis 28. April 2020 wird wie 
folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst:
 „§ 21 (aufgehoben)“.

b) Nach der Angabe zu § 99 werden folgende Angaben einge-
fügt:

„5. Unterabschnitt 
Dienste, die den Zugang zu 

audiovisuellen Mediendiensten 
ermöglichen

§ 99a  Barrierefreiheitsanforderungen, grundlegende Ver-
änderungen und unverhältnismäßige Belastungen

§ 99b Konformitätsvermutung, Mitteilungspflichten
§ 99c Informationspflichten
§ 99d Verbraucherschutz
§ 99e Satzungen und Richtlinien, Berichtspflichten“.

c) Die Angabe zum VI. Abschnitt wird wie folgt gefasst:
„VI. Abschnitt 

Übertragungskapazitäten, Freie Verbreitung“.
d) Die Angabe zu § 103 wird wie folgt gefasst:

„§ 103 Freie Verbreitung“.
e) Nach der Angabe zu § 111 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 111a Berichtspflichten“.
f) Nach der Angabe zu § 121 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 121a  Übergangsbestimmung für Dienste, die den 
Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten 
ermöglichen“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

Anlage zu § 1 Satz 2

Zweiter Staatsvertrag

zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge 
(Zweiter Medienänderungsstaatsvertrag)
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Zugang, gestalten die Auswahl der Angebote barrierefrei aus 
und unterstützen die barrierefreie Nutzung, sofern es sie nicht 
nach Maßgabe des Anhanges VI der Richtlinie (EU) 2019/882 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 
über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und 
Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70) unverhält-
nismäßig belastet oder es keine wesentliche Änderung des 
Dienstes, der den Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten 
ermöglicht, erfordert, die zu einer grundlegenden Veränderung 
seiner Wesensmerkmale führt. Die Gewährleistung der Barrie-
refreiheit gemäß Satz 1 umfasst die Anforderungen gemäß An-
hang I Abschnitt III sowie Abschnitt IV Buchst. b der Richtli-
nie (EU) 2019/882. Das Berufen auf eine unverhältnismäßige 
Belastung ist ausgeschlossen, wenn Anbieter nichteigene öf-
fentliche oder private Mittel zur Verbesserung der Barrierefrei-
heit erhalten.

(2) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen, nehmen eine Beurteilung vor, ob 
die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen nach Ab-
satz 1 eine grundlegende Veränderung mit sich bringen oder zu 
einer unverhältnismäßigen Belastung führen würde.

(3) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen, dokumentieren die Beurteilung 
nach Absatz 2 und bewahren alle einschlägigen Ergebnisse für 
einen Zeitraum von fünf Jahren nach der letzten Erbringung des 
jeweiligen Dienstes, der den Zugang zu audiovisuellen Medien-
diensten ermöglicht, auf. Sie übermitteln der zuständigen Lan-
desmedienanstalt auf Verlangen eine Kopie der Beurteilung 
nach Absatz 2.

(4) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen, die sich auf eine unverhältnismä-
ßige Belastung berufen, nehmen die Beurteilung nach Absatz 2 
erneut vor, wenn der Dienst verändert wird oder sie von der zu-
ständigen Landesmedienanstalt dazu aufgefordert werden, min-
destens aber alle fünf Jahre.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden auf Kleinstunternehmen gemäß 
Artikel 3 Nr. 23 der Richtlinie (EU) 2019/882 keine Anwen-
dung.

§ 99b 
Konformitätsvermutung, 

Mitteilungspflichten
(1) Bei Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen Medien-

diensten ermöglichen, wird vermutet, dass sie den Barrierefrei-
heitsanforderungen nach § 99a Abs. 1 sowie den von den Lan-
desmedienanstalten nach § 99e Abs. 1 erlassenen Satzungen und 
Richtlinien entsprechen, wenn sie
1. harmonisierten Normen oder Teilen davon entsprechen, de-

ren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht worden sind, oder

2. den technischen Spezifikationen im Sinne von Artikel 15 
Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 oder Teilen davon ent-
sprechen.

(2) Bei Nichtkonformität ergreifen die Anbieter die erforder-
lichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität der Dienste, 
die den Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten ermöglichen, 
mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen herzustellen. 
Wenn diese den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht 
genügen, unterrichten die Anbieter unverzüglich die zuständige 
Landesmedienanstalt und die zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union, in denen der Dienst er-
bracht wird, darüber. Dabei machen sie ausführliche Angaben, 
insbesondere über die Nichtkonformität und die ergriffenen 
Korrekturmaßnahmen.

(3) Berufen sich Anbieter von Diensten, die den Zugang zu 
audiovisuellen Mediendiensten ermöglichen, auf eine unver-
hältnismäßige Belastung oder eine grundlegende Veränderung 
im Sinne des § 99a Abs. 1 Satz 1, übermitteln sie Informationen 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Jahre“ die Wör-
ter „gemäß Artikel 7 Abs. 2 der Richtlinie 2010/13/EU“ und 
nach dem Wort „getroffenen“ die Wörter „und zukünftigen“ 
eingefügt sowie der Punkt am Ende durch die Wörter „ , die 
Verbindlichkeit der geplanten Maßnahmen und die dabei er-
zielten Fortschritte (Aktionspläne).“ ersetzt.

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Verlautbarungen, die entsprechend den landesrecht-

lichen Bestimmungen über das Verlautbarungsrecht verbrei-
tet werden, sind den Umständen der Verlautbarung entspre-
chend barrierefrei zu gestalten. Landesrechtliche Regelun-
gen bleiben unberührt.“

7. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio sind 
verpflichtet, den nach § 111a zuständigen Behörden die zur 
Berichterstattung nach Artikel 16 Abs. 3 der Richtlinie 
2010/13/EU erforderlichen Informationen und Unterlagen 
auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Gleiches gilt für 
nach den Absätzen 1 bis 3 verpflichtete private Fernsehver-
anstalter, die auf Verlangen die Informationen und Unterla-
gen der zuständigen Landesmedienanstalt zur Verfügung zu 
stellen haben. Diese leitet die Informationen und Unterlagen 
an die nach § 111a zuständigen Behörden weiter.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
8. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Rundfunkanstalten des 

Landesrechts“ durch die Wörter „in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF 
und das Deutschlandradio“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Landesmedienanstalt des 
Landes zur Verfügung zu stellen haben, in dem die Zu-
lassung erteilt wurde oder in dem der Fernsehveranstal-
ter im Sinne des § 54 seinen Sitz, Wohnsitz oder in Er-
mangelung dessen seinen ständigen Aufenthalt hat.“ 
durch die Wörter „zuständigen Landesmedienanstalt zur 
Verfügung zu stellen haben.“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
9. § 21 wird aufgehoben.

10. In § 29 Abs. 4 werden die Wörter „in den amtlichen Verkün-
dungsblättern der Länder jährlich zum 1. Januar“ durch die 
Wörter „in geeigneter Weise“ ersetzt.

11. Dem § 30 wird folgender Absatz 8 angefügt:
„(8) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-

rundfunkanstalten, das ZDF oder das Deutschlandradio Dienste 
anbieten, die den Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten er-
möglichen, finden von den Bestimmungen des 5. Unterab-
schnitts des V. Abschnitts nur § 99a Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 
und Abs. 3 Satz 1 sowie § 99c Abs. 1 Anwendung.“

12. In § 52 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „bleibt“ durch die Wörter 
„sowie entsprechende Bestimmungen des Landesrechts für 
nicht bundesweit ausgerichtete Rundfunkprogramme bleiben“ 
ersetzt.

13. Dem § 77 wird folgender Satz angefügt:
„Zur Vorbereitung der Berichterstattung nach Artikel 13 Abs. 4 
der Richtlinie 2010/13/EU gilt § 15 Abs. 4 entsprechend.“

14. Nach § 99 wird folgender 5. Unterabschnitt eingefügt:
„5. Unterabschnitt 

Dienste, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen

§ 99a 
Barrierefreiheitsanforderungen, grundlegende  

Veränderungen und unverhältnismäßige Belastungen
(1) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 

Mediendiensten ermöglichen, gewährleisten den barrierefreien 
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hierzu an die für die Überprüfung der Konformität der Dienst-
leistung zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem der 
betreffende Dienst erbracht wird.

(4) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Medien ermöglichen, erteilen der zuständigen Landesmedien-
anstalt auf deren Verlangen alle Auskünfte, die erforderlich sind, 
um die Konformität dieser Dienste mit den Barrierefreiheitsan-
forderungen nachzuweisen.

§ 99c 
Informationspflichten

(1) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen, haben in barrierefreier Form für 
die Allgemeinheit in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
oder auf andere deutlich wahrnehmbare Weise anzugeben, wie 
sie die Barrierefreiheitsanforderungen nach § 99a Abs. 1 erfül-
len.

(2) Die Angaben enthalten eine allgemeine Beschreibung die-
ser Dienste, eine Beschreibung und Erläuterung, die zur Nut-
zung dieser Dienste erforderlich sind, sowie die Angabe der zu-
ständigen Landesmedienanstalt. Die Anbieter bewahren die In-
formationen so lange auf, wie sie diese Dienste anbieten.

§ 99d 
Verbraucherschutz

(1) Ein Verbraucher, der einen Dienst, der den Zugang zu au-
diovisuellen Mediendiensten ermöglicht, wegen einer Verlet-
zung der Anforderungen aus den §§ 99a und 99c nicht 
oder nur eingeschränkt nutzen kann, kann bei der zuständigen 
Landesmedienanstalt beantragen, Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Einhaltung der §§ 99a und 99c sicherzustellen. Die Landes-
medienanstalt entscheidet durch Bescheid.

(2) Der Verbraucher hat das Recht, gegen einen solchen Be-
scheid oder ein Unterlassen Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung einzulegen.

(3) Der Verbraucher kann einen nach § 15 Abs. 3 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes anerkannten Verband oder eine 
qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Unterlassungsklagengesetzes beauftragen, in seinem Namen 
oder an seiner Stelle die Landesmedienanstalten anzurufen oder 
einen Rechtsbehelf einzulegen.

§ 99e 
Satzungen und Richtlinien, 

Berichtspflichten
(1) Die Landesmedienanstalten können übereinstimmende 

Satzungen oder Richtlinien zur Durchführung oder Umsetzung 
delegierter Rechtsakte der Europäischen Kommission, die auf 
Grund der Richtlinie (EU) 2019/882 ergehen, erlassen.

(2) Zur Berichterstattung nach Artikel 33 Abs. 2 und 3 der 
Richtlinie (EU) 2019/882 übermitteln die Landesmedienanstal-
ten den nach § 111a zuständigen Behörden rechtzeitig alle not-
wendigen Informationen und Unterlagen.“

15. Die Überschrift des VI. Abschnitts wird wie folgt gefasst:

„VI. Abschnitt 
Übertragungskapazitäten, 

Freie Verbreitung“.
16. § 103 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 103 
Freie Verbreitung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Weiterverbreitung von 

bundesweit empfangbaren Angeboten“ durch die Wör-
ter „Verbreitung bundesweit empfangbarer Fernsehpro-
gramme“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird jeweils das Wort „Weiterverbreitung“ 
durch das Wort „Verbreitung“ und jeweils das Wort 
„Angebote“ durch das Wort „Fernsehprogramme“ er-
setzt.

c) In Absatz 2 Satz 4 werden nach den Wörtern „Anforderun-
gen des § 3“ die Wörter „ , des § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, Abs. 2 
und 3“ eingefügt.

17. § 104 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Im Anwendungsbereich der §§ 99a bis 99e nehmen die 
Landesmedienanstalten die Aufgaben der zuständigen Be-
hörde nach Artikel 23 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 
wahr und informieren hierüber die Öffentlichkeit in geeig-
neter und barrierefreier Form.“

b) Im neuen Satz 4 werden die Wörter „Satz 1 und 2“ durch die 
Wörter „Die Sätze 1 bis 3“ ersetzt und nach dem Wort „An-
gebote“ die Wörter „sowie Dienste, die den Zugang zu au-
diovisuellen Mediendiensten ermöglichen,“ eingefügt.

18. § 105 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 8 wird das Komma am Ende durch die Wör-
ter „mit Ausnahme von Medienplattformen nach § 81 
Abs. 6,“ ersetzt.

bb) In Nummer 9 werden nach dem Wort „Medienplattfor-
men“ die Wörter „ , mit Ausnahme von Medienplattfor-
men nach § 81 Abs. 6,“ eingefügt.

cc) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 11a einge-
fügt:
„11a.  Aufsicht über bundesweit angebotene Dienste, 

die den Zugang zu audiovisuellen Mediendiens-
ten ermöglichen, über die Einhaltung der Anfor-
derungen nach den §§ 99a bis 99d.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Plattformen“ durch das 
Wort „Medienplattformen“ und der Punkt am Ende durch 
die Wörter „ , mit Ausnahme von Medienplattformen nach 
§ 81 Abs. 6.“ ersetzt.

19. Dem § 109 wird folgender Absatz 6 angefügt:
„(6) Die Landesmedienanstalten entwickeln, führen ein und 

aktualisieren regelmäßig geeignete Verfahren,
1. um die Übereinstimmung der Dienste, die den Zugang zu 

audiovisuellen Mediendiensten ermöglichen, mit den Anfor-
derungen der §§ 99a bis 99d sowie den hierzu erlassenen 
Satzungen oder Richtlinien der Landesmedienanstalten zu 
kontrollieren,

2. um Beschwerden oder Berichten über diese Dienste nachzu-
gehen, wonach diese den Anforderungen der §§ 99a bis 99d 
sowie den hierzu erlassenen Satzungen oder Richtlinien der 
Landesmedienanstalten nicht entsprechen,

3. um zu kontrollieren, dass die notwendigen Korrekturmaß-
nahmen von dem Anbieter durchgeführt worden sind.“

20. In § 111 Abs. 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Regu-
lierungsbehörde für Telekommunikation“ durch das Wort „Bun-
desnetzagentur“ ersetzt.

21. Nach § 111 wird folgender § 111a eingefügt:

„§ 111a 
Berichtspflichten

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
bestimmen durch Beschluss eine oder mehrere Behörden zur 
Koordinierung rechtsverbindlicher Berichtspflichten gegenüber 
Stellen der Europäischen Union, zwischenstaatlichen Einrich-
tungen oder internationalen Organisationen im Anwendungsbe-
reich dieses Staatsvertrages. Die Behörden im Sinne des Satzes 
1 arbeiten zur Erfüllung der Berichtspflichten mit den jeweils 
zuständigen Stellen des Bundes zusammen und übermitteln die-
sen alle zur Erfüllung der Berichtspflichten erforderlichen Infor-
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1. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Im Anwendungsbereich der Richtlinie 2010/13/EU gilt dieser 
Staatsvertrag für Anbieter von Video-Sharing-Diensten, wenn 
sie nach den Vorschriften des Telemediengesetzes in Deutsch-
land niedergelassen sind; im Übrigen gelten die Sätze 1 bis 3.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 11 wird wie folgt gefasst:

„11.  in die Liste jugendgefährdender Medien nach § 18 
Abs. 1 des Jugendschutzgesetzes aufgenommen sind 
und eine Feststellung nach § 18 Abs. 5 des Jugend-
schutzgesetzes oder eine bejahende Einschätzung nach 
§ 18 Abs. 6 des Jugendschutzgesetzes erfolgt ist oder sie 
mit einem in diese Liste aufgenommenen Werk, für das 
eine Feststellung nach § 18 Abs. 5 des Jugendschutzge-
setzes oder eine bejahende Einschätzung nach § 18 
Abs. 6 des Jugendschutzgesetzes erfolgt ist, ganz oder 
im Wesentlichen inhaltsgleich sind.“

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„2. in die Liste jugendgefährdender Medien nach § 18 

Abs. 1 des Jugendschutzgesetzes aufgenommen sind, 
ohne dass eine Feststellung nach § 18 Abs. 5 des Jugend-
schutzgesetzes oder eine bejahende Einschätzung nach 
§ 18 Abs. 6 des Jugendschutzgesetzes erfolgt ist oder sie 
mit einem in diese Liste aufgenommenen Werk, für das 
keine Feststellung nach § 18 Abs. 5 des Jugendschutz-
gesetzes oder bejahende Einschätzung nach § 18 Abs. 6 
des Jugendschutzgesetzes erfolgt ist, ganz oder im We-
sentlichen inhaltsgleich sind, oder“.

3. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 Buchst. l wird wie folgt gefasst:

„l. nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 in die Liste jugendgefähr-
dender Medien nach § 18 Abs. 1 des Jugendschutzgeset-
zes aufgenommen sind und eine Feststellung nach § 18 
Abs. 5 des Jugendschutzgesetzes oder eine bejahende 
Einschätzung nach § 18 Abs. 6 des Jugendschutzgeset-
zes erfolgt ist oder die mit einem in diese Liste aufge-
nommenen Werk, für das eine Feststellung nach § 18 
Abs. 5 des Jugendschutzgesetzes oder eine bejahende 
Einschätzung nach § 18 Abs. 6 des Jugendschutzgeset-
zes erfolgt ist, ganz oder im Wesentlichen inhaltsgleich 
sind,“.

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 Angebote 

verbreitet oder zugänglich macht, die in die Liste ju-
gendgefährdender Medien nach § 18 Abs. 1 des Jugend-
schutzgesetzes aufgenommen sind, ohne dass eine Fest-
stellung nach § 18 Abs. 5 des Jugendschutzgesetzes oder 
eine bejahende Einschätzung nach § 18 Abs. 6 des Ju-
gendschutzgesetzes erfolgt ist oder die mit einem in die-
se Liste aufgenommenen Werk, für das keine Feststel-
lung nach § 18 Abs. 5 des Jugendschutzgesetzes oder 
bejahende Einschätzung nach § 18 Abs. 6 des Jugend-
schutzgesetzes erfolgt ist, ganz oder im Wesentlichen 
inhaltsgleich sind,“.

c) In Nummer 5 werden die Wörter „und Abs. 6“ und „oder 
Teleshopping“ gestrichen.

d) In Nummer 6 werden die Wörter „Satz 2 und Abs. 6“ durch 
die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

e) In Nummer 7 werden die Wörter „Satz 3 und Abs. 6“ durch 
die Angabe „Satz 4“ ersetzt.

Artikel 3 
Kündigung, Inkrafttreten, 

Neubekanntmachung
(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 und 2 geänderten 

Staatsverträge sind die dort jeweils vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

mationen und Unterlagen. Solange keine Behörden nach Satz 1 
bestimmt sind, sind die nach § 16 Abs. 2 bestimmten Behörden 
zuständig.“

22. § 115 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 1 Nr. 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:

„2a.  entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 seiner Berichtspflicht nicht 
nachkommt,“

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Nummer 23 wird folgende Nummer 23a einge-

fügt:
„23a.  entgegen § 76 in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Satz 1 

seiner Berichtspflicht nicht nachkommt,“
bb) Nach Nummer 47 werden folgende Nummern 47a bis 

47d eingefügt:
„47a.  entgegen § 99a Abs. 1 nicht den barrierefreien Zu-

gang gewährleistet, die Auswahl der Angebote 
nicht barrierefrei ausgestaltet oder die barrierefreie 
Nutzung nicht unterstützt, soweit keine unverhält-
nismäßige Belastung oder eine grundlegende Ver-
änderung vorliegt,

47b.   entgegen § 99a Abs. 2 keine Beurteilung vor-
nimmt, ob die Einhaltung der Barrierefreiheitsan-
forderungen nach § 99a Abs. 1 eine grundlegende 
Veränderung mit sich bringen oder zu einer unver-
hältnismäßigen Belastung führen würde,

47c.   entgegen § 99a Abs. 3 Satz 1 die Beurteilung nach 
§ 99a Abs. 2 nicht dokumentiert oder die einschlä-
gigen Ergebnisse nicht für einen Zeitraum von fünf 
Jahren nach der letzten Erbringung des jeweiligen 
Dienstes, der den Zugang zu audiovisuellen Me-
diendiensten ermöglicht, aufbewahrt,

47d.  entgegen § 99c Abs. 1 nicht in barrierefreier Form 
für die Allgemeinheit in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen oder auf andere deutlich 
wahrnehmbare Weise angibt, wie die Barrierefrei-
heitsanforderungen nach § 99a Abs. 1 erfüllt wer-
den,“.

23. Nach § 121 wird folgender § 121a eingefügt:

„§ 121a 
Übergangsbestimmung für Dienste, 
die den Zugang zu audiovisuellen 

Mediendiensten ermöglichen
(1) Die §§ 99a bis 99d gelten für Dienste, die den Zugang zu 

audiovisuellen Mediendiensten ermöglichen, wenn diese Diens-
te für den Verbraucher nach dem 27. Juni 2025 angeboten oder 
erbracht werden.

(2) Anbieter von Diensten, die den Zugang zu audiovisuellen 
Mediendiensten ermöglichen, können bis zum 27. Juni 2030 
diese Dienste weiterhin unter Einsatz von Produkten erbringen, 
die bereits vor dem 28. Juni 2025 zur Erbringung dieser oder 
ähnlicher Dienste rechtmäßig eingesetzt wurden. Vor dem 28. 
Juni 2025 geschlossene Verträge über solche Dienste dürfen bis 
zu ihrem Ablauf, allerdings nicht länger als fünf Jahre ab diesem 
Datum, unverändert fortbestehen.“

24. In Anlage (zu § 30 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 des Medienstaatsvertra-
ges) Nr. 8 und in Anlage (zu § 33 Abs. 5 Satz 1 des Medien-
staatsvertrages) Nr. 8 wird jeweils die Angabe „§ 3 Nr. 24“ 
durch die Angabe „§ 3 Nr. 61“ ersetzt.

Artikel 2 
Änderung des 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis 27. Septem-

ber 2002, zuletzt geändert durch den Staatsvertrag zur Modernisie-
rung der Medienordnung in Deutschland vom 14. bis 28. April 2020, 
wird wie folgt geändert:
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(2) Dieser Staatsvertrag tritt am Tag nach der Hinterlegung der 
letzten Ratifikationsurkunde in Kraft. Sind bis zum 31. Dezember 
2022 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der oder dem Vorsitzen-
den der Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder teilt den Ländern die Hinter-
legung der Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Medien-
staatsvertrages und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages in den 
Fassungen, die sich aus den Artikeln 1 und 2 ergeben, mit neuem 
Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 20.12.2021 Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:
München, den 21.12.2021 M. Söder

Für das Land Berlin:
Berlin, den 22.12.2021 Franziska Giffey

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 22.12.2021 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 15.12.2021 Bovenschulte

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 15.12.2021 Peter Tschentscher

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 27.12.2021 V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Schwerin, den 21.12.2021 M. Schwesig

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 14.12.2021 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 17.12.2021 Hendrik Wüst

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 15.12.2021 Malu Dreyer

Für das Saarland:
Saarbrücken, den 21.12.2021 T. Hans

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 22.12.2021 Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 21.12.2021 Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 17.12.2021 Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 14.12.2021 Bodo Ramelow
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1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs 
beachtlich sind. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden 
die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 2 genannten Verletzungen 
oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in 
Satz 1 Nummer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 31. März 2022

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin
Gordon  L e m m

Bezirksbürgermeister
Juliane  W i t t

Bezirksstadträtin für 
Stadtentwicklung, Umwelt- 

und Naturschutz, Straßen und 
Grünflächen

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBI. I S. 4147) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 Ab-
satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. September 2021 
(GVBl. S. 1119) geändert worden ist, verordnet das Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin:

§ 1
Der Bebauungsplan 10-77 vom 14. Dezember 2018 für das Ge-

lände zwischen Blumberger Damm und dessen westlicher Verlänge-
rung, der östlichen Grenze des Grundstücks Blumberger Damm 
227/229 und Rudolf-Leonhard-Straße 15, der Rudolf-Leonhard-
Straße und der Karl-Holtz-Straße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, 
Ortsteil Marzahn, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-77 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Marzahn
Vom 31. März 2022
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